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Einspruch 

Gemäß § 2 des Covid-19-Maßnahmengesetzes (in Kraft vom 16.3.2020 bis 4.4.2020), konnte durch Verordnung das Betreten von bestimmten Orten untersagt werden, soweit dies zur Verhinderung der Verbreitung von Covid-19 erforderlich ist. 

Gemäß der Verordnung vom 15.3.2020 zu § 2 Z 1 des Covid-19-Maßnahmengesetzes wurde jedoch das Betreten aller öffentlichen Orte verboten. Damit überschritt die Verordnung die gesetzliche Verordnungsermächtigung, welche es dem Bundesminister lediglich erlaubt hätte, das Betreten bestimmter Orte zu verbieten. 

Es wurde damit auch das verfassungsgesetzliche Bestimmtheitsgebot verletzt.

Darüber hinaus lag ein Ausnahmetatbestand nach § 2 der Verordnung vor. 

Beweis:
Einvernahme des Beschuldigten
Es wird daher

b e a n t r a g t ,

das Verwaltungsstrafverfahren einzustellen,

in eventu, nur eine Ermahnung auszusprechen,

in eventu, ein mildere Strafe festzusetzen.
	Ort, am Datum

	Unterschrift



Muster für diesen Einspruch für Verbraucher unentgeltlich zur Verfügung gestellt von

Dr. Lorenz Kirschner

Verteidiger in Strafsachen
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